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Kritik am Gesetzentwurf über Rauchverbote

Warum nicht ‚Rauchermeldestelle’ beim Sozialministerium?

Stuttgart.    Kritik am Entwurf eines Nichtraucherschutzgesetzes kommt vom Gemeindetag. Die Durchsetzung der Rauchverbote werde an die Rathäuser abgeschoben. Denen fehle es in vielen Fällen an einer praktikablen Handhabe.

Verstöße gegen Rauchverbote sollen als Ordnungswidrigkeit geahndet werden, so der Gesetzentwurf des Landessozialministeriums. Zuständig dafür sollen die Ortspolizeibehörden sein.

Der Erlass eines Bußgeldbescheids setze Ermittlungen voraus, so der Gemeindetag. „Wie soll man sich Ermittlungen der Ortspolizeibehörde in Justizvollzugsanstalten, Krankenhäusern und privaten Einrichtungen vorstellen?“, fragt sich der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags und Nichtraucher Professor Dr. Christian O. Steger, der sich mit seiner Kritik keineswegs gegen einen wirksamen Schutz der Nichtraucher und der Raucher vor sich selbst wenden will.

Die vorgesehene Regelung sei für den Gesetzgeber bequem. Sie schiebe aber die Verantwortung für die im Einzelfall manchmal schwierige Durchsetzung der Rauchverbote auf die Rathäuser ab. Denen fehle es in vielen Fällen an praktikablen Möglichkeiten, den Nichtraucherschutz mit angemessenem Aufwand durchzusetzen. "Das Ministerium will offenbar die ‚stinkenden Kippen’ in den Rathäusern entsorgen," sagte Steger.

„Warum richtet das Sozialministerium nicht eine ‚Rauchermeldestelle’ ein - ähnlich wie die bewährte Umweltmeldestelle?“, schlug der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags vor. Die Meldestelle könnte die Bußgeldverfahren landesweit spezialisiert – und dadurch sehr effizient – durchführen, so der Gemeindetag.
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